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  Bauunternehmen wollen 
wieder weniger einstellen
DBU/Berlin – Das Beschäftigungs-
klima am Bau hat sich eingetrübt. 
Erstmals seit Oktober 2015 ist das 
ifo-Beschäftigungsbarometer für 
den Wirtschaftsbereich Bauhaupt-
gewerbe wieder in den negativen 
Bereich gesunken. Im April er-
reichte der entsprechende Index 
nur einen Wert von minus 1,2 
Punkten. Negative Indexwerte deu-
ten auf einen geplanten Stellenab-
bau in der Branche hin, positive 
Werte signalisieren eine expansive 
Personalpolitik.
Damit geht eine kurzzeitige Be-
schäftigungseuphorie im Bau-
hauptgewerbe zu Ende. Denn im 
Dezember 2015 erreichte das ifo-
Beschäftigungsbarometer für das 
Bauhauptgewerbe noch stolze plus 
7,5 Indexpunkte - den besten Wert 
seit Einführung der Zeitreihe.
Die April-Entwicklung am Bau 
läuft gegen den Gesamttrend. Denn 
der Indexwert des ifo-Beschäfti-
gungsbarometers für die deutsche 
Gesamtwirtschaft legte im April 
um 0,7 Indexpunkte zu, nachdem 
der Wert drei Monate in Folge ge-
sunken war.                                 HM 

  Tödliche Unfälle mit 
Hubarbeitsbühnen sind selten
Crooklands (Großbritannien)  – 
Die Anzahl tödlicher Unfälle in 
Zusammenhang mit Hubarbeits-
bühnen ist  konstant geblieben, ob-
wohl die Anzahl der Maschinen in 
den Mietflotten und die Menge der 
Miettage weltweit zugenommen 
haben. Der internationale Arbeits-
bühnenverband IPAF veröffentli-
chte Daten zu Unfällen mit Hubar-
beitsbühnen für das Jahr 2015 mit 
einer vorläufigen Berechnung des 
Anteils tödlicher Unfälle und bestä-
tigt damit, dass Hubarbeitsbühnen 
zu den sichersten Methoden für 
zeitlich begrenzte Höhenarbeiten 
zählen.
Für 2015 betrug die Jahresgesamt-
zahl der Betriebsstunden von Miet-
maschinen 192,2 Millionen. Bei 68 
gemeldeten tödlichen Unfällen er-
gibt sich daraus eine Inzidenzrate 
von 0,035. Bei den 68 berichteten 
tödlichen Unfällen 2015 waren die 
Hauptunfallursachen Umkippen 
der Arbeitsbühne, Stürze, Strom-
schläge und Einklemmen.
2014 betrug die Jahresgesamtzahl 
der Betriebsstunden von Mietma-
schinen 182,4 Millionen, die An-
zahl der gemeldeten tödlichen Un-
fälle lag bei 64. Das entspricht einer 
Inzidenzrate von ebenfalls 0,035.

Bundesrat will Reform von Bauvertragsrecht 
und Mängelhaftung entkoppeln

Baugewerbe begrüßt Bundesratsbeschluss, sieht aber noch weiteren Handlungsbedarf

Berlin – „Die Beschlussfassung 
des Bundesrates zum aktuellen Ge-
setzentwurf zur Reform des Bau-
vertragsrechts weist in die richtige 
Richtung.“ So der Geschäftsfüh-
rer der Bundesvereinigung Bau-
wirtschaft, Felix Pakleppa. „Vor 
allem begrüßen wir den Vorschlag 
des Bundesrates, die beiden Re-
gelungskomplexe der kaufrecht-
lichen Mängelhaftung (Aus- und 
Einbaukosten) und der Reform des 
Bauvertragsrechts voneinander zu 
trennen und separat zu behandeln. 
Das fordern wir seit Beginn des 
Gesetzgebungsverfahrens. Andern-
falls droht die Umsetzung des für 
die Praxis bedeutsamen Gesetzes-
vorhabens zu den Aus- und Ein-
baukosten zu scheitern.“ 

Zwei weitere Punkte seien in die-
sem Zusammenhang von besonde-
rer Bedeutung, so Pakleppa weiter. 
Es könne nicht sein, dass durch die 
AGB des Herstellers beziehungs-
weise Händlers dieses gesetzlich 
gewährte Recht ausgeschlossen  
werden kann. „Denn der vom Ko-
alitionsvertrag angestrebte Schutz Bundesrats-Gebäude in Berlin.
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der Bauunternehmer würde in der 
Praxis leerlaufen, da die marktstär-
keren Lieferanten und Hersteller 
von Bauprodukten die Haftung in 
ihren Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen ausschließen würden. Wir 
sind erfreut darüber, dass die Län-
derkammer dieses auch so sieht.“ 
erklärte Pakleppa. 

Der Anspruch des Käufers auf 
Ersatz der Aus- und Einbaukosten 
muss daher für Verbraucher und 
Unternehmer gleichermaßen AGB-
fest geregelt werden, so die Forde-
rung des Baugewerbes an den Ge-
setzgeber.

Der zweite Punkt in der Be-
schlussfassung des Bundesrates be-
zieht sich auf das Anordnungsrecht 
des Bauherrn während der Baupha-
se. 

Der vorliegende Gesetzentwurf 
räumt dem Besteller, sprich dem 
Bauherrn, erstmals das Recht ein, 
eine von den Vertragspartnern 
vereinbarte Bauleistung nachträg-
lich einseitig zu ändern. Falls eine 
Einigung nicht gelingt, ist der Bau-
unternehmer verpflichtet, eine ent-

sprechende Anordnung des Bau-
herrn auszuführen. Wann und in 
welchem Umfang es zu nachträg-
lichen Änderungen kommt, ist für 
den Unternehmer im Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses nicht absehbar. 

„Diese Vorschläge zur nachträg-
lichen einseitigen Vertragsände-
rung sind für uns nicht akzepta-
bel“, so ZDB-Hauptgeschäftsführer 
Pakleppa. „Sie stellen einen mas-
siven, nicht gerechtfertigten Ein-
griff in das Dispositionsrecht des 
Unternehmers dar. Kurzfristige 
einseitige Änderungen der ver-
einbarten Bauleistung durch den 
Besteller machen eine verlässliche 
Planung und Abwicklung einer 
Baumaßnahme unmöglich.“ Hinzu 
komme, dass die Durchsetzbarkeit 
der Vergütung für solche Anord-
nungen nach dem Gesetzentwurf 
nicht gewährleistet ist. „Hier sind 
noch viele Fragen ungeklärt. Die 
Belange der Bauunternehmer müs-
sen mit Blick auf dieses für die täg-
liche Baupraxis so zentrale Thema 
angemessene Berücksichtigung fin-
den,“ sagte Pakleppa.

  Takeuchi und Atlas Weyhausen 
führen Kooperation fort
DBU/Berlin  – Radladerherstel-
ler Atlas Weyhausen und der ja-
panische Minibagger-Spezialist 
Takeuchi führen ihre erfolgreiche 
Kooperation in den USA fort. Das 
gaben die Unternehmen bekannt. 
Bereits zu Jahresende soll der erste 
Radlader des neuen Modells wey-
cor AR250e, lackiert in den Takeu-
chi-Firmenfarben, Interessenten in 
den USA präsentiert werden. Bald 
darauf sollen die Radlader weycor 
AR95e und AR105e folgen.       HM

daher nicht entscheidungsbefugt. 
Er unterstützt durch die Techniken 
der Mediation vielmehr die Parteien 
auf dem Weg der Entscheidungsfin-
dung (§ 1 des Mediationsgesetzes).

Schlichtung
Ebenso wie der Mediator ist der 

Schlichter nicht befugt, die Strei-
tigkeit zwischen den Parteien end-
gültig zu entscheiden. Allerdings 
erlässt der Schlichter am Ende 
des Schlichtungsverfahrens einen 
Schlichterspruch. Ist die SO-Bau 
als Verfahrensordnung gewählt, 
wird dieser Schlichterspruch ver-
bindlich, wenn er innerhalb der 
bestimmten Fristen angenommen 
wird. Anders nach der SL-Bau: 
Diese sieht vor, dass der Schlichter-
spruch verbindlich sein soll, wenn 
die Parteien dem Schlichterspruch 
nicht fristgemäß widersprechen.

Schiedsgutachterverfahren
Das Schiedsgutachterverfahren 

wird erst in der neuesten, dem-
nächst gültigen Fassung der SL-Bau 
als eigenständige Verfahrensform 
geregelt. Durch ein Schiedsgutach-
ten lassen die Parteien typischer-
weise einzelne Tatsachenfragen von 
einem neutralen Dritten, einem 
Sachverständigen, verbindlich klä-
ren. Dessen Feststellungen sind mit 
Abschluss des Schiedsgutachterver-
fahrens zwischen den Parteien ver-
bindlich.

Adjudikation
Für das Bauwesen am Effek-

tivsten und am „Spannendsten“ 
ist die aus dem angelsächsischen 
Rechtskreis stammende Adjudi-
kation. Ziel der Adjudikation ist 
es, bei im Bauverlauf auftretenden 
Streitigkeiten streitbedingte Stö-
rungen, wie z. B. Baustillstände, 
möglichst zu vermeiden. Der Ad-
judikator oder das Dispute Adjudi-
cation Board (DAB), das meist aus 
Juristen und Ingenieuren besteht, 
trifft eine vorläufig verbindliche 
Regelung. Sind die Parteien mit der 
vorläufig verbindlichen Regelung 
nicht einverstanden, können sie – 
nach fristgerechtem Widerspruch – 
ihre Rechte weiterverfolgen. Dies 
erfolgt meist im Schiedsgerichts-
verfahren oder wenn ein solches 
nicht vereinbart ist, in Verfahren 
vor den staatlichen Gerichten.

Schiedsgerichtsverfahren
Das Schiedsgerichtsverfahren 

entspricht im Wesentlichen dem 
Gerichtsverfahren vor einem staat-
lichen Gericht. An Stelle des staat-

lichen tritt jedoch ein privates 
Gericht. Die Schiedsrichter sind 
keine vom Staat eingesetzten Rich-
ter, sondern werden von den Par-
teien ernannt. In der Regel besteht 
das Schiedsgericht – zumindest 
bei einem Streitwert von mehr als 
100.000 Euro – aus drei Schiedsrich-
tern, darunter einem Einzelschieds-
richter. Bei einem Dreier-Schieds-
gericht benennt in der Regel jede 
Partei je einen Schiedsrichter. Diese 
bestimmen wiederum gemeinsam 
den Vorsitzenden Schiedsrichter. 
Als Einzelschiedsrichter und als 
Vorsitzender eines Schiedsgerichts 
dürfen nur solche Personen benannt 
werden, die Volljuristen sind und 
damit die Befähigung zum Richter-
amt haben. Einigen sich die Parteien 
im Laufe des Schiedsgerichtsverfah-
rens nicht durch Vergleich, so erlässt 
das Schiedsgericht den sogenannten 
Schiedsspruch, der einem rechts-
kräftigen Urteil eines staatlichen 
Gerichts entspricht. Die Aufhebung 
dieses Schiedsspruches kann nur in 

extrem seltenen Ausnahmefällen vor 
dem zuständigen staatlichen Ober-
landesgericht beantragt werden.

Ausblick 
Über den Sinn einer außerge-

richtlichen Konfliktlösung, insbe-
sondere im Hinblick auf Kosten 
und auf Verfahrensdauer, kann 
durchaus leidenschaftlich disku-
tiert werden. Hierauf werde ich in 
meinem nächsten Beitrag einge-
hen. Aber letztlich hängt es von den 
Parteien selbst ab, was sie daraus 
machen, dass ein Verfahren der au-
ßergerichtlichen Streitlösung ver-
einbart wurde. 

Autor: RA Dr. Michael T. Stoll, 
Fachanwalt für Bau- und Archi-
tektenrecht, ist Partner der Rechts-
anwaltssozietät LUTZ | ABEL 
Rechtsanwalts GmbH. Herr Dr. 
Stoll ist auf die Vertretung von 
Unternehmen der Bauwirtschaft  
spezialisiert und deutschlandweit 
tätig.

Möglichkeiten zur außergerichtlichen Konfliktlösung am Bau
Gastbeitrag von Dr. Michael T. Stoll, RA und FA für Bau- und Architektenrecht, LUTZ | ABEL Rechtsanwalts GmbH

München  – Ein Großteil der 
baurechtlichen Streitigkeiten und 
Konflikte wird immer noch vor 
staatlichen Gerichten ausgetragen. 
Jedoch sind bei staatlichen Ge-
richten nur teilweise sogenannte 
Baukammern eingerichtet, die sich 
überwiegend mit bau- und archi-
tektenrechtlichen Streitigkeiten be-
fassen. Es ist nicht verwunderlich, 
dass bei Gerichten ohne spezielle 
Baukammern häufig mangelndes 
Fachwissen des Gerichts in bau-
betrieblichen und bautechnischen 
Belangen moniert wird. Doch auch 
bei Gerichten mit einer Baukam-
mer ist die Beschwerdeliste der 
Parteien lang. An erster Stelle liegt 
hierbei eine teils überlange Verfah-
rensdauer in der ersten Instanz vor 
dem Landgericht. 

Außergerichtliche Konfliktlösung 
wird immer wichtiger

Vor diesem Hintergrund wird 
immer häufiger eine außergericht-
liche Konfliktlösung, auch Alter-
native Dispute Resolution (ADR) 
genannt, ins Spiel gebracht. Ein 
Blick auf andere Jurisdiktionen so-
wie das internationale Bau- und 
Anlagenbaugeschäft zeigt, dass dort 
außergerichtliche Streitbeilegungen 
üblich sind. Doch wie kann eine 
außergerichtliche Konfliktlösung 
herbeigeführt werden? Und welche 
Möglichkeiten der außergericht-
lichen Streitbeilegung gibt es?

Unterschieden wird zwischen 
Mediation, Schlichtung, Adjudi-
kation, Schiedsgutachterverfahren 
und Schiedsgerichtsverfahren. Al-
len Verfahren ist zunächst gemein-
sam, dass sie freiwillig beschritten 
werden müssen. Alle Streitparteien 
müssen mit dem Versuch der au-
ßergerichtlichen Konfliktlösung 
einverstanden sein. Es ist also eine 
rechtsgültige Schiedsvereinbarung 
zu treffen. Diese regelt, dass die 
Streitigkeit nicht vor staatlichen 
Gerichten, sondern außergericht-
lich gleichsam in „privater Streit-
erledigung“ ausgetragen werden 
soll. Eine solche Vereinbarung 
kann auch noch nach Entstehen der 
Streitigkeit getroffen werden. Aller-
dings lehrt die Erfahrung, dass es 
sinnvoll ist, bereits im Bauvertrag 
die außergerichtliche Konfliktlö-
sung zu vereinbaren. Denn nach 
Entstehen einer Streitigkeit ist das 
Verhalten der Parteien schon stark 
von taktischen Erwägungen gesteu-
ert und steht daher manchmal einer 
außergerichtlichen Konfliktlösung 
im Wege.

Verfahrensordnungen für ADR
Die deutschen Gesetze sehen nur 

rudimentäre Regelungen im Media-
tionsgesetz für die Mediation sowie 
in der Zivilprozessordnung in Bezug 
auf das Schiedsverfahren vor. Zwin-
gend ist daher in der Schiedsverein-
barung zu regeln, welches der vorge-
nannten Streitlösungsverfahren zur 
Anwendung kommen soll. Jedoch 
ist es auch sinnvoll, weitere optionale 
Vereinbarungen zu treffen, insbe-
sondere eine Verfahrensordnung zu 
bestimmen, nach der das gewählte 
Streitlösungsverfahren durchgeführt 
werden soll. 

Für Schiedsgerichtsverfahren 
existieren vielfach Verfahrensord-
nungen, bspw. die Arbitration-Rules 
der ICC (International Chamber of 
Commerce). Auch die DIS (Deut-
sche Institution für Schiedsgerichts-
barkeit e.V.) bietet neben einem 
administrierten Schiedsverfahren 
zahlreiche weitere Verfahrensord-
nungen für die Streiterledigung an.

Doch es gibt auch speziell auf das 
Bauwesen zugeschnittene Verfah-
rensordnungen, die außergericht-
liche Streitlösungsmechanismen 
regeln. Hierbei ist zunächst die SO-
Bau, die Schlichtungs- und Schieds-
ordnung für Baustreitigkeiten der 
ARGE Baurecht des Dt. Anwaltsver-
eins, zu nennen. Diese enthält Rege-
lungen für die Durchführung eines 
Schlichtungsverfahrens oder eines 
Schiedsgerichtsverfahrens.

Das gebräuchlichste Regelwerk 
für außergerichtliche Konfliktlö-
sung im Bauwesen ist jedoch die 
Streitlösungsordnung für das Bau-
wesen (SL-Bau), die von der Deut-
schen Gesellschaft für Baurecht e.V. 
gemeinsam mit dem Deutschen 
Beton- und Bautechnikverein e.V. 
herausgegeben wird. Die SL-Bau, 
die demnächst in einer überarbei-
teten und ergänzten Fassung veröf-
fentlicht werden wird, enthält Ver-
fahrensordnungen für Mediation, 
Schlichtung, Adjudikation, Schieds-
gutachterverfahren sowie Schieds-
gerichtsverfahren. Damit ist dies die 
umfassendste Streitlösungsordnung 
für das Bauwesen.

Die Streitlösungsverfahren im 
Überblick

Mediation
Mediation ist ein vertrauliches 

und strukturiertes Verfahren, bei 
dem Parteien mithilfe eines oder 
mehrerer Mediatoren freiwillig und 
eigenverantwortlich eine einver-
nehmliche Beilegung ihres Kon-
flikts anstreben. Ein Mediator ist 

  Palfinger verbucht Quartals-
rekorde bei Umsatz und Gewinn
DBU/Berlin  – Der österreichische 
Kranspezialist Palfinger hat in den 
ersten drei Monaten dieses Jahres 
9,1  Prozent mehr Umsatz erwirt-
schaftet als im gleichen Vorjah-
reszeitraum. Wie Palfinger weiter 
mitteilte, verzeichnete das Unter-
nehmen mit 318,8  Mio. Euro den 
höchsten Umsatz, den das Unter-
nehmen jemals in einem ersten Jah-
resquartal verbuchen konnte. Auch 
beim operativen Quartalsergebnis 
wurde mit 30,2  Mio. Euro ein Re-
kord erreicht - im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum bedeutet dies 
eine Steigerung des Betriebsergeb-
nisses um 28,6 Prozent.
„Vor allem die anhaltend starke 
Nachfrage in Europa war Ursache 
für Umsatz- und Ergebnisentwick-
lung“, sagte Herbert Ortner, Vor-
standsvorsitzender der Palfinger 
AG. Ortner schaut mit Zuversicht 
auf die Entwicklung des Gesamt-
jahres: „Wir sehen gute Chancen, 
im Jahresverlauf den Umsatz weiter 
steigern zu können.“   HM


